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Dezember  2010   17. Jahrgang 

Kreisparteitag in Blankenstein 

Mit der Gesamtmitgliederversammlung der LINKEN 

Saale– Orla in Blankenstein tagte die Partei erstmals im 

Kreis in der Stadt, in der DIE LINKE, mit Ralf Kalich den 

Bürgermeister stellt. Ralf war es vorbehalten den Partei-

tag zu eröffnen. Trotz Wintereinbruch  und widriger Stra-

ßenverhältnisse waren der Einladung zum Kreispartei-

tag ca. 80 Mitglieder der LINKEN gefolgt. In seinen 

Grußwort betonte unser Bürgermeister Ralf Kalich, dass 

es für ihn immer  wichtiges  Anliegen und Markenzei-

chen bei der Kommunalpolitik bleibt, Entscheidungen für 

und mit den Betroffenen, den Menschen der Region  zu 

treffen. Die durch Bundes– und Landespolitik sowie un-

zureichende Finanzstellung der Kommunen einge-

schränkten Handlungsspielräume sind klar zu Bennen. 

Bei allen Sachzwängen, die auch DIE LINKE in kommu-

naler Verantwortung nicht völlig außer  Kraft setzen 

kann, bestehen aber Darstellungsmöglichkeiten für linke 

Politikangebote, so Ralf weiter. 

Der  Kreisvorsitzende der LINKEN Thomas Hofmann  

Erneuerte in seiner rede den Anspruch der Partei, bei der nächsten Landtagswahl mit einer/ einem 

eigenen Kandidaten anzutreten. „Wir sollten mit einem eigenen Bewerber ins Rennen gehen, nicht 

aus Verärgerung wegen der CDU– SPD– Koalition im SOK sondern weil wir das eindeutige Zeichen 

für die Bürger aussenden wollen, es gibt eine linke Alternative zum jetzigen Amtsinhaber F. Roß-

ner“, so der Kreisvorsitzende der LINKEN. Deutlich setzt sich Thomas mit den Angriffen der CDU - 

Nachwuchsorganisation gegen DIE LINKE auseinander. Er betonte, dass es nicht etwa wie  von der 

Jungen Union behauptet, peinlich ist, sich kritisch und differenziert mit der Entwicklung nach der 

Wende im vereinigten Deutschland auseinanderzusetzen. „ Peinlich ist viel mehr“, erklärte Hof-

mann, „dass die Jungunioner ohne eigenes Kennen der DDR– Realität pauschal das Leben  und die    

Lebensleistung von Millionen ehrlicher und engagierter Menschen diskriminiert“. Thomas Hofmann 

mahnte DIE LINKE  zu mehr Gemeinsamkeit. Gerade die Klausur der Kreisverbände  Rheingau– 

Taunus und  Saale– Orla hat  gezeigt, zwischen Ost– und West– LINKEN gibt es mehr Verbinden-

des  als Trennendes. „ DIE LINKE muss ihr klares Profil bewahren und zeigen, worin sie sich von 

den anderen Parteien in Deutschland unterscheidet, bevor wir darüber philosophieren, was die Ge-

nossen in der Partei von anderen unterscheidet“, so Thomas Hofmann. 

Dieter Hausold, Mitglied des Landtages und Leiter der Thüringer Parteiprogrammgruppe schloss in 

seiner Rede daran an und bezeichnete den Kreisverband Saale– Orla als außerordentlich engagier-

ten  und verlässlichen Partner im Thüringer Landesverband. Zum vorliegenden Programmentwurf  

erklärte Dieter Hausold, dass die Thüringer Programmgruppe nichts davon hält, diesen in seiner 

Gesamtheit in Frage zustellen. „ ER bietet gute Vorrausetzungen für die Diskussion und für Ände-

rungsvorschläge“, so Dieter im Bezug auf den Programmentwurf.  Konkretisierungen bedarf es         
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 Besonders im Hinblick auf  einen durchgängigen emanzipatorischen  Ansatzes für gesellschaftliche 

Umgestaltungen in Deutschland. Auch die verschiedenen Eigentumsformen und ihre Rolle müssen 

klarer definiert sowie der Begriff des demokratischen Sozialismus inhaltlicher ausgefüllt werden. 

Dieter Hausold forderte alle Genn. und Gen. ausdrücklich dazu auf, sich noch aktiver in die Diskus-

sion des  Programmentwurfes einzubringen. In der lebhaften und engagiert geführten Diskussion  

verwiesen mich Genn. und Gen. darauf, dass es Aufgabe der LINKEN sein muss, Politik für  die  

Benachteiligten und von Ausgrenzung bedrohten Menschen im hier und jetzt zumachen. So werden 

u.a. Kritisch  an der Pauschalablehnung des Parteivorstandes gegenüber der Bürgerarbeit geäu-

ßert. „ So richtig ist es Mindestlohn einzufordern  und weiter prinzipiell gegen Hartz IV und 1– Euro– 

Jobs zu sein. Wichtig bleibt aber auch, die wenn auch geringfügigen Verbesserungen und positiven 

Aspekte der Bürgerarbeit als LINKE nicht völlig zu ignorieren“, so ein Diskussionsredner. 

Anschließend dankte Thomas Hofmann allen Genn. und Gen. für die geleistete Arbeit im Jahr 2010 

und wünschte eine gute Advents– und Weihnachtszeit.    

Der friedens- und außenpolitische  Teil des 
Programmentwurfes geht in die richtige 
Richtung 
Gestattet mir einige Bemerkungen zum friedens-
politischen Teil des Programm Entwurfes zu ma-
chen. Zuerst eine prinzipielle Feststellung: Ich 
halte diesen Abschnitt insgesamt für eine ein-
deutige und klare Orientierung für die Ziele der 
internationalistischen Politik unserer Partei. Er 
macht uns deutlich erkennbar: als Partei des 
Friedens, der Ablehnung des Krieges als Mittel 
der Politik, des Gewaltverzichts und der zivilen 
und friedlichen Lösung von Konflikten: Dabei ist 
und bleibt die strikte Ablehnung jeglicher 
Kriegseinsätze der Bundeswehr (wie überhaupt 
solcher Einsätze) ein Alleinstellungsmerkmal der 
Partei DIE LINKE. 
Der Programmentwurf legt die Grundprinzi-
pien für die internationalistische Politik der 
Partei fest:  
1. Frieden durch kollektive 

und gegenseitige Sicher-
heit; Krieg ist kein Mittel 
der Politik  

2. Abrüstung und struktu-
relle Nichtangriffsfähig-
keit 

3. Solidarische Politik zur 
Überwindung von Armut, 
Hunger, Unterentwick-
lung und Umweltzerstö-
rung  

4. Für eine soziale, demokrati-
sche und friedliche EU, Re-
form und Stärkung der UNO 
und des Völkerrechtes. 

Wir reduzieren unsere Vorstellungen und Forde-
rungen nicht auf eine reine Sicherheitspolitik. 
Wir verbinden sie mit der Forderung nach einer 
solidarischen Wirtschaftsordnung in der Welt, 
denn die ist letztlich Voraussetzung für dauer-
haften Frieden und Entwicklung. Wir schauen 
über den Tellerrand und schließen die europäi-
sche und globale Ebene ein, es geht also nicht 
nur um den Blick auf die nationale Friedens- 
und Sicherheitspolitik. Die Feststellung, dass 
der Friedensabschnitt im Prinzip richtig ist und 
auch ein weitgehender Konsens darüber vor-
handen ist, sollte es nach meiner Meinung aus-
schließen, dass mit Gegenentwürfen die ganze 
Sache zerredet und verkompliziert wird. Es 
schließt aber auch nicht aus, dass einige Aussa-
gen dieses Abschnittes in der Diskussion sind, 
dass es Vorschläge und Ergänzungswünsche 
gibt. Und das ist ganz normal und selbstver-
ständlich, wenn eine pluralistisch strukturierte 
Partei, wie die unsrige, einen Programmentwurf 
diskutiert. Da ist zuerst die Frage nach der Hal-
tung der LINKEN zum Einsatz militärischer Mit-
tel in der Außenpolitik der Bundesrepublik, ins-
besondere nach humanitären Einsätzen mit mili-
tärischen Mitteln. Darüber gibt es - und dies 
kann ich aus eigenem Erleben feststellen - seit 
langem in der Partei und unter Sympathisanten 
eine Diskussion und manchen Streit. Ich möchte 
hier auf die programmatischen Eckpunkte, das 
Gründungsdokument der Partei DIE LINKE, ver-
weisen. Im Entwurf zu diesen Eckpunkten hieß 
es noch dazu: ĂEine nach wie vor offene Frage 
ist die nach der Haltung der Linken zu be-
stimmten und im konkreten Einzelfall zu prüfen-
den internationalen  Militäreinsätzen. 

Diskussionsbeitrag zum Programmentwurf  
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Können solche Einsätze im Auftrag und unter 
Kontrolle der UN in regionalen Kriegs- und Bür-
gerkriegskonstellationen zu einer Rückkehr zu 
einer friedlichen Entwicklung beitragen? Wäre 
diese Frage zu bejahen: Unter welchen Bedin-
gungen? Wie verhalten wir uns dann dazu?" Be-
reits die auf dem Gründungsparteitag im März 
2007 nach ausf¿hrlicher Diskussion angenom-
mene Fassung sagt auf diese Frage ein konse-
quentes "Nein". Auch der Programmentwurf be-
kräftigt dieses Nein. Unter den heutigen und ab-
sehbaren Bedingungen des politischen Kräfte-
verhältnisses (Imperiale Vorherrschaft von USA 
und NATO; Missbrauch der UNO durch die USA 
und die NATO)), muss es bei der eindeutigen 
Ablehnung militärischer Einsätze für so genann-
te humanitäre Missionen bleiben. Und damit 
bleibt es bei der Forderung nach Beendigung 
aller Auslandseinsätze der Bundeswehr und 
nach sofortigem Abzug der Bundeswehr aus Af-
ghanistan. 
Natürlich bestehen unterschiedliche Meinungen 
fort. Und es wird auch sehr schwierige Entschei-
dungsfragen geben (z. B. UNO- Blauhelme mit 
Bewaffnung im Darfurkonflikt oder UNO-
Pufferzone bei einer sich abzeichnenden. Lö-
sung des Konfliktes zwischen Israel und Palästi-
na). Aber diese Fragen sollten in weiterer sachli-
cher Diskussion erörtert werden und nicht das 
Parteiprogramm belasten. Das war übrigens 
auch die einmütige Meinung in unserer Diskussi-
on mit der Delegation des Rheingau - Taunus - 
Kreises. „Jetzt nicht ein neues Fass für den 
Streit aufmachen", so die Meinung der Vorsit-
zenden dieses Partnerkreises, der ich voll zu-
stimme. 
Aus aktuellem Anlass möchte ich hier einige 
Bemerkungen zum sich verschärfenden Konflikt 
zwischen den beiden Koreas machen. Wir se-
hen die militärischen Aktivitäten auf beiden Sei-
ten mit großer Sorge und der Befürchtung ei-
nes Abgleitens in einen neuen Korea-Krieg. Als 
Linke, als Friedenspartei drängen wir auf einen 
völkerrechtskonformen und zivilen Weg der Lö-
sung: Das bedeutet: 

Zuerst eine Deeskalation der militärischen 
Situation, d.h. keine militärische Übergriffe 
und provokativen Aktivitäten auf beiden 
Seiten  
keine Entsendung zusätzlicher US-
Truppen in diese Region  
Waffenstillstand wieder stabilisieren  
Umgehende Wiederaufnahme der 6-
Staaten-Gespräche (USA, China, Russ-

land, Japan, die beiden koreanischen Staa-
ten), die ursprünglich zum Atomprogramm 
Nordkoreas stattfanden  
Ernsthafte Verhandlungen und Abrüstung, 
die beruhigend auf die Lage einwirken und 
besser sind als gegenseitige Schuldzuwei-
sungen und Waffengeklirr. 

Eine dritte Frage: Es heißt im Entwurf „Wir for-
dern die Auflösung der NATO und ihre Erset-
zung durch ein kollektives Sicherheitssystem 
unter Beteiligung Russlands" Ich halte diese 
Formulierung prinzipiell für richtig weil sie deut-
lich macht, dass es sich um einen Prozess 
handeln wird. Jedoch gibt es auch Kritik an 
dieser Orientierung. So wird sofortiger Austritt 
aus der NATO gefordert, da eine Auflösung 
schwieriger sei (USA und Mitgliedsländer der 
NATO, einschließlich der neuen in Osteuropa). 
Von anderen werden kleine Schritte zur Über-
windung der NATO gefordert.(Beschränkung 
auf ursprünglichen Verteidigungsauftrag, keine 
weitere Ausdehnung etc.). Meine Meinung: Als 
Programmpunkt so lassen, denn die Formulie-
rung macht klar was wir wollen und anstreben. 
Es wäre sicher gut, von unserem Programm 
ausgehend, weitere Diskussionen mit Frie-
densforschern und anderen Kräften zu führen, 
denen die absolute NATO- Orientierung gegen 
den Strich geht. Hier liegt auch ein weiteres 
Problem: Unsere politischen Gegner versu-
chen uns in dieser Frage in die Ecke 
zu drängen. Sie machen die Haltung zur NATO 
zu einer Gretchenfrage für Regierungsunfähig-
keit oder -fähigkeit der LINKEN auf Bundes-
ebene. Es kann und wird für uns nicht darum 
gehen, etwa wie die Grünen, unsere Grundsät-
ze aufzugeben, um ein paar Posten zu ergat-
tern. Aber aus meiner Sicht müssen wir uns 
schon Gedanken machen, wie wir mit einem 
Programm friedlicher, ziviler Außenpolitik, das 
konkreter zu erarbeiten ist, zeigen können, 
dass unsere Vorschläge und Forderungen im 
Interesse einer friedlicheren Außenpolitik der 
Bundesrepublik liegen. 
Mit dieser Frage hängt der zweite Teil des Pro-
grammsatzes zusammen: "Ersetzung durch ein 
kollektives Sicherheitssystem unter Einschluss 
Russlands". Unser Problem: Wir haben kein lin-
kes Projekt für ein solches kollektives System in 
Europa. Bisherige Orientierung ging vorrangig 
auf die OSZE. Dies reicht nicht aus. Die OSZE 
ist unter dem Einfluss der westlichen Teilneh-
merstaaten in vielen Fällen zum Einmischungs-
instrument gegen Russland und anderer    
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andere osteuropäische Staaten verkommen. 

Russland hat an der alten OSZE das Interes-

se verloren. Das alles hebt nicht die Notwen-

digkeit auf, das vorhandene europäische Si-

cherheitsvakuum aufzulösen und ein neues 

kollektives Sicherheitssystem unter Beteili-

gung Russlands zu schaffen. Es gibt nun 

neue russische Vorschläge für ein europäi-

sches Sicherheitssystem, das Präsident 

Medwedjew auf dem Tisch gelegt hat. Die 

NATO reagiert sehr zurückhaltend. Auch die 

Bundesrepublik Deutschland. Es wurde zwar 

ein Diskussionstrang auf einer Tagung der 

OSZE in Korfu eröffnet, aber gegenwärtig 

gibt es wenige Chancen, wenn sich nicht Ver-

änderungen in der internationalen politischen 

Konstellation vollziehen. Es wäre notwendig 

und auch hilfreich für die internationale fried-

liebende und demokratische Öffentlichkeit, 

wenn Russland seinen Vorschlag präzisieren 

würde. Sinnvoll wäre eine neue Konferenz 

über Sicherheit und Zusammenarbeit in Euro-

pa unter den neuen Bedingungen, mit den 

USA aber ohne die Dominanz der NATO. Ich 

würde es für eine verdienstvolle Arbeit halten, 

wenn sich die Außenpolitiker unserer Partei 

(im BV wie in der Fraktion) zusammen mit 

Friedensforschern, auf diesem Gebiet seit 

Jahren arbeiten, zu einem solchen Projekt 

entschließen könnten. 

Ein viertes Problem hängt mit der Wehrpflicht 

und der Bundeswehr zusammen. Die gegen-

wärtigen Pläne und Vorhaben der Bundesre-

gierung und speziell von zu Guttenberg lau-

fen darauf hinaus, die Wehrpflicht ab Juli 

nächsten Jahres zunächst auszusetzen. 

Gleichzeitig wird mit Hochdruck am weiteren 

Umbau der Bundeswehr zu einer schlagkräf-

tigen globalen Einsatztruppe mit dementspre-

chend ausgerüsteten für den Auslandsein-

satz geeigneten Waffensystemen gearbeitet. 

Wehrpflicht wird im Programm jetzt nicht di-

rekt angesprochen. M.E. sollte ein Passus im 

Programm zu dieser Frage unsere linken Po-

sitionen deutlicher herausarbeiten: 

Wir sind für die Abschaffung der Wehr-

pflicht als eines Zwangsdienstes 

(insofern auch nicht gegen eine Ausset-

zung und Reduzierung als Schritt dahin)  

Wir sind für die defensive Ausrichtung der 
Bundeswehr und ihren Umbau zur struktu-
rellen Nichtangriffsfähigkeit.  
Wir lehnen eine Bundeswehr aus Zeit- 
und Berufssoldaten ab, die durch ihre Pri-
vilegierung zum „Staat im Staate" wird. 
Wir sind für die Sicherstellung der öffentli-
chen und parlamentarischen Kontrolle 
(Parlamentsarmee) 
Wir sind für ein striktes Verbot des inneren 
Einsatzes der Bundeswehr, aus welchen 
Gründen auch immer( Katastrophennothil-
fe, Terrorismusbekämpfung etc..)  
Wir leisten Widerstand gegen die offene 
und schleichende Militarisierung der Ge-
sellschaft durch die Politik von Regierung 
und ihr zugeneigter Medien, die den Krieg 
wieder gesellschaftsfähig macht. 
Wir wenden uns gegen den bewusst be-
triebenen öffentlichen Einfluss der Bundes-
wehr. (Bildungsoffiziere, Arbeit in Schulen, 
Präsenz im öffentlichen Leben, Verträge 
zwischen Landesregierungen und Bundes-
wehr etc.) Seit 20 Jahren ist das Ansehen 
der Bundeswehr in der Bevölkerung bei 
gleichzeitiger Ablehnung des Afghanistan-
Krieges gestiegen (Bundeswehr 51 %; Kir-
che 39 %, Bundestag 34 %) 
Zu unseren Visionen gehört die Abschaf-
fung des Militärs 

Abschließend: Selbstverständlich sind das nicht 

alle zu präzisierenden Fragen. Darum ging es 

mir auch nicht. Aus meiner Sicht noch einmal: 

Die friedenspolitische Orientierung ist im Großen 

und Ganzen stringent; manche die Hinweise und 

Einwendungen sind gut zu berücksichtigen, ein 

Aufmachen eines neuen Diskussionsprozesses 

ist nicht nur nicht hilfreich sondern schafft zer-

mürbenden Streit. 

 

Prof.. Dr.. Max Schmidt, Mitglied des KV 
(¦berarbeiteter Beitrag auf Gesamtmitgliederver-

sammlung am 27.11.2010 
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2. Tagung des 2. Parteitages am 13.11.2010 

An historischer  Stätte, am Fuße des Kyffhäuserdenkmals  haben es die Delegierten nicht den Kai-

ser Rotbarth gleich getan: „Zu warten bis die Raben nicht wieder um den Bergkreisen um dann her-

vorzutreten und für Gerechtigkeit im Lande zu sorgen.“ 

Der Losung des Parteitages folgend:  „ Sozial geht nur mit uns“, wurden gleich zu Beginn, solidari-

sche Grüße an die Demonstranten in Erfurt und anderen Städten übermittelt, die dort gegen das un-

soziale Sparpaket der Bundesregierung protestieren. 

Die Grußworte, die Reden und die Diskussion unterstrichen einhellig dass es notwendig ist den 

Kampf zu verstärken: 

- gegen Neonazismus  

- gegen den Sozialabbau 

- gegen den Krieg in Afghanistan. 

Deutlich wurde herausgearbeitet, dass die Regierung mit ihrer Politik gegen die Bürger, gegen de-

mokratische Bewegungen in eine gesellschaftliche Katastrophe führen wird. Gen. Knut Kor-

schewsky rechnete schonungslos ab mit der konzeptionslosen Politik der Landesregierung. Dazu 

arbeitete der Parteitag heraus, es kommt darauf an auf allen Feldern der Politik sich einzumischen 

um die in jeder Entscheidung der Regierung deutlich werdende ungehemmte Umverteilung von Un-

ten nach Oben umzukehren. Das Referat von Knut Korschewsky und der Bericht von Dieter Hau-

sold schätzten den Stand der Programmdiskussion unserer Partei ein. Es zeigte sich auch hier, 

nicht  die letzte Formulierung ist das 

Wichtigste, Angesagt ist Sachlichkeit im 

Streit um die Ziele. 

Wichtig ist, dass unser Programm nach 

der breiten Beratung durch alle Mitglie-

der letztlich Aktivitäten und Kampfwille 

für gesellschaftliche Veränderungen in 

Richtung eines demokratischen Sozia-

lismus hervorbringt. 

Neuland beschritt der Parteitag bei der 

Beratung  und Beschlussfassung zu 

ĂSeniorenpolitischen Leitlinien der Partei 

Die LINKE“ 

Diese Leitlinien tragen politisch und or-

ganisatorisch Rechnung der sich rasant verändernden Bevölkerungsstruktur in unserem Land. 

Dabei geht es um die Gewährleistung eines selbstbewussteren Lebens im Alter, um Teilhabe und 

Mitgestaltung an der Gesellschaft. Es geht weiter um Rentengerechtigkeit bis zu praktischen Dingen 

des Alltags wie Wohnen, Bildung, Sport und viel mehr.  

Beraten und vorgelegt wurde weiter ein Strategiepapier des Landesvorstandes. 

Zudem werden gegeben von der Einschätzung der Lage der Landespartei Maßnahmen erarbeitet 

um die Wahlzyklen 2012-2015 erfolgreich zu bewältigen.  

2011 soll dieses Papier zum Beschluss erhoben werden. 
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Wichtig für unsere Partei ist jetzt die Programdiskussion zu nutzen alle Schichten der Bevölkerung 

mit unseren gesellschaftspolitischen Zielen zu erreichen. Dabei muss es uns gelingen gesellschaftli-

che Mehrheiten für eine andere Politik zu schaffen. Einzubringen haben wir uns in allen gesell-

schaftlichen Brennpunkten unseres Landes. Die Partei muss sich mit ihrer Politik für die Gesell-

schaft öffnen um über diesen Weg auch die eigenen Reihen zu stärken. Ich glaube fest daran dass 

der Parteitag einen guten Beitrag zur Mobilisierung unserer Reihen leisten wird. 

Zumal, einige Delegierte wollen es gesehen haben, „die Raben kreisen immer noch um den Berg.“ 

Jürgen Fleischmann, Delegierter 

Unlängst trafen sich Vertreter der Kreisvorstände der Partei DIE LINKE  aus dem Saale-Orla-Kreis 
und dem Rheingau-Taunus-Kreis (Hessen) zu einer gemeinsamen Beratung in Walsburg bei 
Schleiz. Nicht erst seit der Aufforderung von Gregor Gysi, dass sich Ost- und Westkreisverbände 
der LINKEN besser kennen lernen sollten, gibt es enge Kontakte zwischen den LINKEN der beiden 
Partnerlandkreise. So begleiteten Kreisvorstandsmitglieder aus dem Saale-Orla-Kreis im letzten 
Jahr das Entstehen des eigenständigen Kreisverbandes des Rheingau-Taunus-Kreises vor Ort in 
Hessen und im September dieses Jahres besuchten 46 Mitglieder und Sympathisanten den Rhein-
gau-Taunus-Kreis. Dabei bestand die Chance nicht nur den Partnerlandkreis kennen zu lernen, es 
gab auch Besuche im Hessischen Landtag und den Meinungsaustausch mit den Genossen aus 
Hessen. 

Eine neue Qualität der gegenseitigen Kontakte wurde jetzt in Walsburg angebahnt. In einer Wo-
chenendklausur von Vertretern beider Kreisvorstände wurden Möglichkeiten der unmittelbaren Zu-

sammenarbeit beraten 
und eine Diskussion 
zum Entwurf des Partei-
programms der LINKEN 
durchgeführt. Im Laufe 
der Beratungen wurde 
eine Kooperationsver-
einbarung der beiden 
Kreisverbände unter-
zeichnet. Wichtige Inhal-
te der Vereinbarung sind 
die Durchführung jährli-
cher Begegnungen, die 
Diskussion von politi-
schen Grundsätzen der 
LINKEN, die gegenseiti-
ge Unterstützung bei 
Wahlkämpfen, Bildungs- 
und Schulungsangebote 
für kommunale Mandats-
träger oder Bewerber 
sowie die Abstimmung 
von gemeinsamen An-

trägen an Bundesparteitage. Festgelegt wurde im nächsten Jahr, terminlich in der Nähe des Tages 
der Einheit, eine gemeinsame Geschichtskonferenz unter dem Arbeitstitel: „21 Jahre Deutsche Ein-
heit – aus Sicht der LINKEN in Ost und West“ durchzuführen. 

Bei der Programmdiskussion wurden insbesondere die Begriffsbestimmung des Demokratischen 
Sozialismus und die Fragen der verschiedenen Eigentumsformen beraten.  

LINKE aus Ost und West vereinbaren Kooperation  
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Dabei waren sich Ost- und Westlinke darin einig, dass Eigentum grundsätzlich dem Gemeinwohl 
verpflichtet sein muss, in wichtigen Bereichen der Daseinsvorsorge Verstaatlichungen greifen soll-
ten und Fehler der Enteignung von Klein- und Mittelstandsunternehmer nicht wiederholt werden dür-
fen. 

Neben der Diskussion von politischen Inhalten stand beim zweitägigen Treffen auch genügend Zeit 
für persönliches Verstehen lernen zur Verfügung. Resümee des Wochenendes: Bei Akzeptanz un-
terschiedlicher Entwicklungen/Biografien und toleranten Umgang miteinander verfügen Ost- und 
Westlinke über mehr Gemeinsamkeiten als Unterschiede. 

Thomas Hofmann, Vorsitzender des Kreisverbandes 

Interview mit den Kreisvorsitzenden  

der LINKEN des  Rheingau- Tau-

nus- Kreises, Petra Heimer- Dietz 

und des Saale- Orla- Kreises,    

Thomas Hofmann  

Redaktion Sokke : Ende Oktober trafen 

sich beide Kreisvorstände im thüringi-

schen Walsburg zur Klausurberatung. 

Welche Erwartungen gab es dazu im Vor-

feld? 

Petra Heimer- Dietz: Die Erwartung war von der Hoffnung geprägt konstruktive Gespräche zu füh-

ren und ein persönliches Kennen lernen von neuen Genoss_innen und die Bekannten wieder zu 

treffen Außerdem heraus zu finden, was die beiden Kreisverbände verbindet und wo Unterschiede 

liegen. 

Thomas Hofmann: Der RTK und der SOK sind Partnerkreise. Gerade mit der Entwicklung der neu-

en LINKEN zur gesamtdeutschen wirkenden Partei ist die engere Zusammenarbeit von Kreisver-

bänden aus Ost und West ein Gebot der Stunde. Es geht doch längst nicht mehr um die Probleme  

im Osten oder Westen, sondern um die zunehmende Schere zwischen oben und unten in ganz 

Deutschland. Dazu bedarf es gesamtdeutscher Politikangebote der LINKEN. Gegenseitiges Kennen 

und Verstehen von Genossen aus alten und neuen Bundesländern schafft dafür gute Vorrausetzun-

gen. 

 

Redaktion Sokke: Wie habt ihr die oft beschworene Ost- West- Befindlichkeit der LINKEN zur ge-

meinsamen Klausur erlebt?                                                                                                                         

Petra Heimer- Dietz: Die oft beschworenen Befindlichkeiten sind nicht aufgetreten und bestanden 

m. E. nie zwischen den Kreisverbänden. Wir können nur lernen von den Erfahrungen von Euch. Es 

gibt sicherlich unterschiedliche Meinungen, aber nicht, aufgrund von Ost-West, sondern weil Ge-

noss_innen mit unterschiedlichen Biographien zusammen gekommen sind. Die Gespräche waren 

geprägt von großer Übereinstimmung in wichtigen Themen und die Diskussionen verliefen lebhaft 

und sehr angenehm. Schön war natürlich auch ein gemeinsames Wochenende miteinander zu ver-

leben und nach den offiziellen Tagesordnungspunkten beim gemeinsamen Essen und Trinken und 

lockerer Runde zu plaudern. 
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Thomas Hofmann: Ich habe vor allem die Bereitschaft aller Teilnehmer erlebt, den anderen mit sei-

nen Erfahrungen und seiner Biografie zu akzeptieren und tolerant mit unterschiedlichen Auffassun-

gen umzugehen. In den politischen Diskussionen habe ich mehr Gemeinsamkeiten als Unterschie-

de festgestellt. Wichtig waren auch die persönlichen Gespräche am Abend beim Bier oder bei der 

Bootsfahrt auf dem Stausee. Förderlich für gemeinsames politisches Handeln ist gegenseitiges Ver-

stehen und ein Mindestmaß an Vertrauen. 

Redaktion Sokke :Welche konkreten Ergebnisse hatte die Klausur? 

Petra Heimer- Dietz: Die Kooperationsvereinbarung und der Wille beider Kreisverbände und seiner 

Mitglieder, in Zukunft noch enger zusammen zu arbeiten, sich zu tolerieren und zu akzeptieren. Dar-

über hinaus freuen wir uns als junger Kreisverband über die Hilfsangebote für unsere Kommunal-

wahl und auch andere Kreisverbände zu ermutigen Partnerschaften einzugehen bzw. wiederbele-

ben zu lassen. 

Thomas Hofmann: Es wurde eine Kooperationsvereinbarung zwischen beiden Kreisverbänden ab-

geschlossen. Ziel ist es den Kontakt nicht nur auf der Ebene der Vorstände zu haben sondern auch 

auf die Parteibasis auszudehnen. Wir wollen uns gegenseitig über besondere Aktionen informieren, 

den Erfahrungs- und Meinungsaustausch intensivieren und politische Hilfe, z.B. im Wahlkampf oder 

bei der Schulung der Mandatsträger leisten. Dabei hat jeder Kreisverband seine konkreten Erfah-

rungen einzubringen, fernab von Besserwissen oder Bevormundung. 

Redaktion Sokke: Wie geht es im nächsten Jahr mit der Zusammenarbeit weiter? 

 Petra Heimer- Dietz: Ein Termin f¿r eine gemeinsame Veranstaltung im Saale Orla Kreis, zum 21. 

Jahrestag der deutschen Einheit, wurde beschlossen. Die anwesenden Genoss_innen freuen sich 

schon. Insbesondere auch auf die Angedachte Geschichtskonferenz. Die Arbeit an einem gemein-

samen Antrag für den Bundesparteitag wird uns bereichernde Diskussionen bringen. 

Wir haben uns riesig gefreut, dass wir von Euch am 27.11.2010 zur Aufstellung unserer Kreistags-

liste solch tolle Unterstützung hatten, dass verstehe ich unter gelebter Solidarität! Dafür noch mal 

ein herzliches Dankeschön. 

Thomas Hofmann: Im März  2011 steht in Hessen die Kommunalwahl an. Da werden Genn./Gen. 

aus dem SOK Wahlkampfhilfe im RTK leisten. Für den Bundesparteitag soll ein gemeinsamer An-

trag zum Programm der Partei eingebracht werden. Im Oktober wollen wir eine Geschichtskonfe-

renz unter dem Arbeitstitel „21 Jahre deutsche Einheit- LINKE sichten aus Ost und West“ durchfüh-

ren   

Die Redaktion bedankt sich bei beiden für das Interview.  
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Neues aus dem Rheingau ï Taunusï Kreis  

Kreismitgliederversammlung zur Listenaufstellung für den Kreistag 

des KV RTK am 27.11.2011 

Am 27.11.2010 hatte der Kreisverband RTK zur Listenaufstellung nach 
Taunusstein Neuhof in die Alte Feuerwehr eingeladen. Hier fand bereits 
im August 2008 die Gründungsveranstaltung des Kreisverbandes statt. 

An diesem Tag gab so viele Parallelveranstaltungen im Landesverband, 
dass es kaum eine Genoss_in gab, die uns bei Wahlkommission und Ver-
sammlungsleitung unterstützen konnte. 

Es genügte ein Telefonat mit Saale Orla und die Genoss_innen sagten 
uns sofort zu, dass mindestens einer/eine zu uns kommen würde. 

Am 26.11. machten sich Dana Oertel, Helga Weithase und Klaus Möller, mit kompletten Equipment, 
trotz widriger Wetterverhältnisse zu uns nach Hessen auf den Weg und so konnten wir sehr ent-
spannt unsere Versammlung abhalten. Denn fast alle Genoss_innen aus dem Rheingau-Taunus-
Kreis haben kandidiert um die 21 Listenplätze zu füllen. 

Dana sprach ein Grußwort und berichtete aus der Kreistagsarbeit des Saale Orla Kreises. Klaus 
übernahm souverän die Versammlungsleitung und Helga erklärte sich sofort bereit, die Wahlkom-
mission zu unterstützen. Die Wahlkommission wurde noch von Heike Deistler aus dem Kreisver-
band Darmstadt Dieburg vervollständigt. 

Nach einer Mammutsitzung von 6 Stunden haben wir es dann geschafft nicht nur die 21 benötigten 
Plätze zu besetzen, sondern wir konnten sogar 22 Plätze bestätigen. 

Nach getaner Arbeit haben wir uns noch im Wehener Schlossrestaurant gestärkt und den Tag in ge-
mütlicher Runde ausklingen lassen. 

Es war einfach nur schön, dass wir euch so schnell nach unserer gemeinsamen Klausur wieder ge-
sehen haben, und dass ihr zu uns gekommen seid, obwohl ihr selbst Kreismitgliederversammlung 
hattet. Dafür nochmals unseren herzlichen Dank 

Wir freuen uns auf den Gegenbesuch am 10.12. in Erfurt beim Landtagsbesuch. 

 

Erstes Ehrenmitglied des Stadtrates - Herzlichen Glückwunsch!  

 

In der letzten Stadtratssitzung in diesem Jahr wurde Dr. Dieter Rebelein zum Ehrenmitglied des 
Neustädter Stadtrates ernannt. Diese Ehrenbezeichnung kann einem Mitglied unseres Stadtrates 
verliehen werden, wenn es mindestens 20 Jahre dieses Mandat ausgeübt hat - gezählt ab 1990. 
Erstmals saß Dieter 1979 am ovalen Tisch des damaligen Rat der Stadt. 

Dieters politisches Wirken, sein Engagement, seine Ehrlichkeit, seine Streitbarkeit auf gleicher 
Augenhöhe brachten ihm, auch über Parteigrenzen hinweg, hohe Anerkennung ein. Dies zeigen 
nicht zuletzt seine Wahlergebnisse, die er für DIE LINKE erzielte und er somit nicht nur seinen Platz 
im Stadtrat erkämpfte.  

Dieter erleben wir in der Kommunalpolitik als Lernenden und Lehrenden, als Kämpfer, Streiter, Ver-
mittler, Freund. Viele Jahre führte er unsere Fraktion als Vorsitzender, was bestimmt nicht immer 
leicht war. Seine Wahl zum 2.Beigeordneten der Stadt Neustadt an der Orla in der letzten Legisla-
turperiode nahm er gern an und erfüllte diese Aufgabe mit Leidenschaft.   

Lieber Dieter, wir wünschen dir auf den weiteren, mitunter sehr steinigen Weg der Kommunalpolitik 
viel Energie, Freude und Mut. 
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Am 2. Oktober, einen Tag vor den zentralen Fei-
erlichkeiten zum Tag der Deutschen Einheit, un-
ternahmen die Mitglieder der Fraktion DIE LINKE 
im Stadtrat von Neustadt an der Orla einen Aus-
flug an die ehemalige innerdeutsche Grenze. Un-
ser Zielort war Blankenstein und Blankenberg. 

Herzlich begrüßt vom Bürgermeister Ralf Kalich, 
stellte er uns in einem einleitenden Gespräch sei-
nen Ort vor und konnte von einer beispielhaften 
Infrastruktur berichten. 

Bevor wir auf die Wanderung entlang der ehema-
ligen innerdeutschen Grenze gingen, stärkten wir 
uns mit einem kräftigen Frühstück. 

Begleitet von einem heimischen Wanderführer 
ging es dann entlang der Saale. 

Das Wetter meinte es nicht besonders gut mit 
uns. Doch der Nieselregen konnte uns von unse-
rem Vorhaben nicht abbringen. Die Darlegungen 
zum Grenzverlauf und den Evakuierungen nach 
dem Krieg und später im Zusammenhang mit 
dem Bau der Grenze waren sehr interessant. Wir 
waren uns einig, dass hier auf deutschem Boden 
Fehler begangen wurden. Den betroffenen Men-
schen wurde Heim und Heimat genommen. 

Heute ist Blankenstein ein sauberer und gepfleg-
ter Ort, am Beginn oder am Ende des Rennstei-

ges, je nachdem von welcher Seite man kommt. 
Neben dem Hauptarbeitgeber ZBR Blankenstein 
wird in dieser Region vor allem der Wander-
tourismus eine tragende Rolle spielen. 

Neidvoll blicken wir auf die Blankensteiner mit 
einer Arbeitslosenquote um 2%. Die ZBR nimmt 
einen großen Teil des Territoriums von Blanken-
stein ein. Sie ist nicht nur der größte Arbeitgeber 
im Ort, sondern auch ein wichtiger Finanzgeber 
für den Haushalt von Blankenstein. 

Im Werksmuseum konnten wir uns vom Wach-
sen und Werden des Betriebes überzeugen. 
Gern haben wir unsere Eindrücke im Gästebuch 
des Museums hinterlassen. 

Wir bedanken uns für die Gastfreundschaft und 
wünschen dieser liebenswerten Gemeinde alles 
Gute für die weitere Entwicklung. 

Wir haben erlebt, dass Blankenstein mit seiner 
Umgebung immer eine Reise bzw. Wanderung 
wert ist. 

 

Gabi Kühn 

Mitglied der Stadtratsfraktion  

DIE LINKE in Neustadt/Orla 

 

Neustädter Stadtratsfraktion zu Besuch in Blankenstein 

Großes Engagement der Volkssolidaritäts-Ortsgruppe Bucha  

 

Bürgermeister Hubert Grau (Mitte) und Ortsgruppenvorsitzender Jochen Kreißig freuen sich über 
neue Stühle in der Volkssolidaritäts-Begegnungsstätte in Bucha. 

Auf guten Stühlen machts mehr Spaß - heißt es für die Mitglieder der Volkssolidarität Ortsgruppe 
Bucha. Für das neu renovierte Gemeindehaus gab’s nun neues Mobiliar. 

Bucha. 82 Ortsgruppen zählt die Volkssolidarität Pößneck und eine der kleinsten, aber nicht die 
kleinste ist jene in Bucha einer der kleinsten Gemeinden, aber nicht die kleinste im Gebiet des 
Wohlfahrtsverbandes. Dieser Ortsgruppe gehören 14 Frauen und Männer aus dem 96-Seelen-Dorf 
an und die freuen sich über eine erneuerte Begegnungsstätte. 

Der Raum in einem gemeindeeigenen Haus wurde in diesem Herbst nicht nur renoviert, sondern 
auch mit 25 neuen Stühlen und sechs neuen Tischen ausgestattet. Mit dem alten Mobiliar aus den 
1980-er Jahren habe es keinen SpaÇ mehr gemacht, gibt der Ortsgruppenvorsitzende Jochen Krei-
ßig zu verstehen. 

Gemeinsam mit Bürgermeister Hubert Grau (Feuerwehrverein) hatte er gestern all jene Leute zu 
Kaffee und Kuchen eingeladen, die sich für die Investition stark gemacht hatten. Die 2500 Euro, die 
die neuen Einrichtungsgegenstände gekostet haben, sind im kleinen Bucha durchaus der Rede 
wert. 

1500 Euro davon sind Lotto-Gelder und 500 Euro kommen von der Alternative 54 der Linken im 
Thüringer Landtag, die die Landtagsabgeordneten Dagmar Künast (SPD) bzw. Heidrun Sedlacik 
(Linke) vermittelt hatten. Weil die Gemeinde bei den Bundes- und Landtagswahlen zuletzt mehrheit-
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lich links gewählt habe, 
sei bei den entspre-
chenden Parteien auch 
als Erstes angeklopft 
worden, erzählt Grau. 

Die Gemeinde hat die 
übrigen 500 Euro lo-
cker gemacht. "Es ist 
ja für uns", sagt der 
ehrenamtliche Bürger-
meister. So werden auf 
den neuen Stühlen 
nicht nur die Senioren 
des Dorfes Platz neh-
men, sondern auch der 
Gemeinderat und die 
Freiwillige Feuerwehr 
zu Sitzungen bzw. Ver-
sammlungen. 

Ich würde mich auch  
freuen, wenn mein 
Bild, welches ich zur 
Anerkennung der Gemeinschaftsleistung als Geschenk mitbrachte einen Platz findet. Eingeladen 
bin ich jedenfalls schon mal zum Frauenstammtisch, der am 2. Dezember 2010 in neuen Räumen 
stattfindet. 

Wir waren, wie immer, dabei! 
re[d]solution beteiligte sich mit anderen linken Jugendgruppen am  Gewerkschafts-Stern-Marsch 
durch Erfurt. Gemeinsam mit 5995 anderen  Gewerkschaftern forderten wir am Anger gerechtere 
Arbeits- und Lebensbedingungen. 
 
Ein fader Beigeschmack 
bleibt. Die Gewerkschafts-
führung hat durch die  
Kompromissbereitschaft 
den Arbeitgebern im letzten 
Jahrzehnt in die  
Hände gespielt. Für re[d]
solution stellt sich nicht al-
lein die Frage, ob  
die Schwarz-Gelb-
Regierung mit ihrer neolibe-
ralen Arbeitsmarktpolitik  
versagt hat, sondern wie 
wir es schaffen, den Pro-
duktionsapparat zum  
Wohle von Mensch und Na-
tur umzubauen. 
 
Gewerkschaft von unten, 
jetzt! 
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ºWohin die Reise auch geht,  

hängt nicht davon ab,  

woher der Wind weht,  

RNMCDQM VHD L@M CHD RDFDK RDSYS-» 

Zum Jahresausklang wünschen wir unseren Mitgliedern mit 
ihren Familien und unseren Sympathisanten ein besinnliches 
Weihnachtsfest und für das Jahr 2011 alles Gute, Gesundheit, 
Erfolg und Lebensfreude. 

 

Kreisvorstand DIE LINKE. SOK und die Redaktion der SOKKE 

Bilder 2010 


